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An den Herrn 
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Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes über Bodennutzungs- 
und Ernteerhebung 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 261. Sitzung 
am 25. Oktober 1963 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zu- 
stimmung bedarf. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist aus der Anlage 3 zu ersehen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
über Bodennutzungs- und Ernteerhebung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Im Geltungsbereich dieses Gesetzes werden Erhe- 
bungen über die Bodenflächen und ihre Nutzung 
(Bodennutzungserhebung) sowie über Wachstum- 
stand und Ernte von Erzeugnissen der Landwirt- 
schaft einschließlich des Gartenbaus und des Wein- 
baus (Ernteerhebung) als Bundesstatistik durchge- 
führt. 


ERSTER ABSCHNITT 
Bodennutzungserhebung 

§ 2 

Die Bodennutzungserhebung umfaßt folgende Ein- 
zelerhebungen: 

1. Vorerhebung über die Bodennutzung (Boden- 
nutzungsvorerhebung) , 

2. Haupterhebung über die Bodennutzung (Bo- 
dennutzungshaupterhebung), 

3. Erhebung über den Anbau von Zwischen- 
früchten und von Futterpflanzen zur Saatgut- 
erzeugung (Bodennutzungsnacherhebung) , 

4. V orerhebung über den Anbau von Gemüse 
und Erdbeeren (Gemüsevorerhebung), 

5. Haupterhebung über den Anbau von Gemüse, 
Erdbeeren, Zierpflanzen sowie Heil- und Ge- 
würzpflanzen (Gemüsehaupterhebung) , 

6. Erhebung über die Pflanzenbestände in den 
Baumschulen (Baumschulerhebung), 

7. Erhebung über die Bestände an Obstbäumen 
(Obstbaumzählung), 

8. Erhebung zur Nachprüfung der Bodennutzungs- 
vorerhebung und Bodennutzungshaupterhe- 
bung (Nachprüfung). 

§ 3 

(1) Bei der Bodennutzungsvorerhebung werden 
jährlich in der Zeit von Januar bis Mai erfaßt 

die Bodenflächen, der Rechtsgrund ihres Besitzes 

und ihre Nutzung nach Hauptnutzungsarten und 

Kulturarten. 

Ferner wird jährlich ermittelt, 

ob der Betrieb für den Markt erzeugt, 


sowie alle drei Jahre, beginnend 1964, 

zu welcher Hauptproduktionsrichtung der Betrieb 
gehört und 

ob der Betriebsinhaber Vertriebener, Sowjetzo- 
nenflüchtling oder Deutscher aus der Sowjetischen 
Besatzungszone Deutschlands oder aus dem So- 
wjetsektor von Berlin ist. Bei einer Betriebsinha- 
berin, die nicht unter diese Personengruppen fällt, 
wird auch ermittelt, ob ihr Ehemann hierzu gehört. 

(2) Die Erhebung wird allgemein durchgeführt. 
Die Bodenflächen werden alle sechs Jahre, begin- 
nend 1964, an Hand der Katasterunterlagen festge- 
stellt; in den übrigen Jahren werden nur die Ver- 
änderungen der Flächen ermittelt. In den Ländern 
Berlin, Bremen und Hamburg findet die Erhebung 
nur alle drei Jahre, beginnend 1964, statt. 

(3) Auskunftspflichtig sind 

1. die Inhaber und Eigentümer von land- 
oder forstwirtschaftlichen Betrieben und 
von Gesamtflächen ab 0,5 Hektar, die 
ganz oder teilweise land- oder forstwirt- 
schaftlich genutzt werden, 

2. die Gemeinden für alle sonstigen Boden- 
flächen. 

§ 4 

(1) Bei der Bodennutzungshaupterhebung wer- 
den jährlich im Monat Mai erfaßt 

die Nutzung der Bodenflächen nach Pflanzen- 
arten und Pflanzengruppen und die gegenüber 
der Bodennutzungsvorerhebung eingetretenen 
Veränderungen. 

(2) Die Erhebung wird alle drei Jahre, beginnend 
1964, allgemein und in den übrigen Jahren reprä- 
sentativ mit einem Auswahlsatz von höchstens 10% 
der Auskunftspflichtigen im Bundesdurchschnitt 
durchgeführt. In den Ländern Berlin, Bremen und 
Hamburg sowie in Städten mit mehr als 100 000 Ein- 
wohnern wird sie alle sechs Jahre, beginnend 1964, 
allgemein und in den übrigen Jahren repräsentativ 
durchgeführt. 

(3) Auskunftspflichtig sind 

1. die Inhaber von land- oder forstwirtschaft- 
lichen Betrieben und von Gesamtflächen 
ab 0,5 Hektar, die ganz oder teilweise 
land- oder forstwirtschaftlich genutzt wer- 
den, 

2. die Gemeinden für alle sonstigen Boden- 
flächen. 
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§ 5 

(1) Bei der Bodennutzungsnacherhebung werden 
jährlich im Monat Oktober erfaßt 

der Anbau von landwirtschaftlichen Zwischen- 
früchten und von Futterpflanzen zur Saatguterzeu- 
gung, aufgegliedert nach Pflanzenarten und Pflan- 
zengruppen. 

(2) § 4 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(3) Auskunftspflichtig sind die Inhaber von land- 
oder forstwirtschaftlichen Betrieben und von Ge- 
samtflächen ab 0,5 Hektar, die ganz oder teilweise 
land- oder forstwirtschaftlich genutzt werden. 

§ 6 

(1) Bei der Gemiisevorerhebung werden jährlich 
im Monat Februar erfaßt 

der Anbau von Wintergemüse und Erdbeeren und 
der beabsichtigte Anbau von Gemüse, aufgeglie- 
dert nach Pflanzenarten und Pflanzengruppen. 

(2) Die Erhebung wird repräsentativ mit einem 
Auswahlsatz von höchstens 20 % der Gemeinden 
im Bundesdurchschnitt durchgeführt. 

(3) Auskunftspflichtig sind alle Personen, die Ge- 
müse oder Erdbeeren zu Erwerbszwecken anbauen. 

§ 7 

(1) Bei der Gemüsehaupterhebung werden im 
Monat Juli erfaßt 

jährlich 

der Anbau von Gemüse, Erdbeeren, Heil- und Ge- 
würzpflanzen sowie der beabsichtigte Anbau von 
Wintergemüse; 

alle drei Jahre, beginnend 1965, 
der Anbau von Zierpflanzen. 

Dabei werden die Flächen nach Pflanzenarten und 
Pflanzengruppen aufgegliedert. 

(2) Die Erhebung wird alle drei Jahre, beginnend 
1965, allgemein und in den übrigen Jahren reprä- 
sentativ mit einem Auswahlsatz von höchstens 20°/o 
der Gemeinden im Bundesdurchschnitt durchgeführt. 

(3) Auskunftspflichtig sind alle Personen, die Ge- 
müse, Erdbeeren, Zierpflanzen oder Heil- oder Ge- 
würzpflanzen zu Erwerbszwecken anbauen. 

§ 8 

(1) Bei der Baumschulerhebung werden jährlich 
in der Zeit von Juli bis August erfaßt 

die Baumschulfläche sowie 

die Bestände an Obst- und Ziergehölzen nach Art, 
Zahl und Anzuchtmerkmalen. 

(2) Die Erhebung wird allgemein durchgeführt. 

(3) Auskunftspflichtig sind alle Personen, die sich 
mit der Anzucht der in Absatz 1 genannten Baum- 
schulerzeugnisse befassen. 


§ 9 

(1) Bei der Obstbaumzählung werden in der Zeit 
von September bis Oktober 1965 die Obstbäume auf 
dauerndem Standort an Ort und Stelle gezählt. Bei 
der Zählung werden Obstart, Baumform, Stand der 
Ertragfähigkeit und Standort ermittelt. 

(2) Auskunftspflichtig sind die Nutzungsberech- 
tigten der Obstbäume. 

§ 10 

(1) Die Nachprüfung wird alle drei Jahre, begin- 
nend 1964, durchgeführt. 

(2) Die Nachprüfung wird repräsentativ durchge- 
führt. Der Auswahlsatz darf im Bundesdurchschnitt 
0,3 °/o der Auskunftspflichtigen nach § 4 Abs. 3 Nr. 1 
nicht übersteigen. In den Ländern Berlin, Bremen 
und Hamburg findet die Nachprüfung nicht statt. 

(3) Auskunftspflichtig sind die Inhaber und 
Eigentümer von Betrieben und Bodenflächen nach 
§ 3 Abs. 3 Nr. 1. 

§ 11 

Außer den in §§ 3 bis 10 bezeichneten Tatbestän- 
den werden Angaben zur Kennzeichnung des Be- 
triebs erhoben, die zu einer statistischen Zuordnung 
der Befragten erforderlich sind. 

§ 12 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates die 
Zeiten für die Durchführung der Erhebungen abwei- 
chend von §§ 3 bis 10 zu regeln, um die Erhebungen 
an statistische Vorhaben der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft anzupassen, soweit dadurch 
nicht die Zahl der Erhebungen erhöht wird. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Ernteerhebung 

§ 13 

Die Ernteerhebung gliedert sich in die Ernte- 
berichterstattung und die besondere Ernteermitt- 
lung. 

§ 14 

(1) Die Ernteberichterstattung umfaßt jährlich in 
den Monaten März bis November Angaben 

1. über Merkmale des Wachstumstandes, 

2. über die Witterungsverhältnisse und -ein- 
flüsse, 

3. über Pflanzenkrankheiten und -Schädlinge 
und ihre Bekämpfung, 

4. über Pflege- und Erntearbeiten, 

5. über die zu erwartende und die tatsäch- 
liche Ernte und ihre Verwertung, 
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6. bei Reben zusätzlich über Mostgewicht, 
Säuregehalt und Wert des Mostes. 

(2) Zur Sicherung und laufenden Verbesserung 
der Angaben über die tatsächliche Ernte nach Ab- 
satz 1 Nr. 5 werden die Erträge repräsentativ fest- 
gestellt. Dabei dürfen jährlich nicht mehr als je drei 
landwirtschaftliche Fruchtarten, Gemüse- und Obst- 
arten, insgesamt jedoch nicht mehr als sechs dieser 
Arten, sowie Weinmost einbezogen werden. Für 
jede dieser Arten dürfen nicht mehr als 0,5% der 
Betriebe, Bodenflächen oder Obstbäume herangezo- 
gen werden. 

(3) Die Berichterstattung wird von ehrenamt- 
lichen Berichterstattern durchgeführt. Angaben ge- 
genüber den Berichterstattern sind freiwillig. 

§ 15 

(1) Die besondere Ernteermittlung umfaßt jähr- 
lich im Bundesgebiet außer in den Ländern Berlin, 
Bremen und Hamburg die Erträge an Getreide und 
Kartoffeln. Sie wird repräsentativ auf insgesamt 
höchstens 12 000 Feldern durchgeführt. 

(2) Auskunftspflichtig sind die Inhaber landwirt- 
schaftlicher Betriebe. 


DRITTER ABSCHNITT 

Gemeinsame Vorschriften und 
Schlußvorschriften 

§ 16 

(1) Den mit der Durchführung der Erhebungen 
betrauten Personen ist das Betreten der Grund- 
stücke, die Gegenstand der Erhebung sind, zu ge- 
statten. 


(2) Ordnungswidrig handelt, wer sich Absatz 1 
zuwider weigert, den mit der Durchführung der Er- 
hebungen betrauten Personen das Betreten der 
Grundstücke, die Gegenstand der Erhebung sind, zu 
gestatten. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße geahndet werden. 

§ 17 

Die Weiterleitung von Einzelangaben nach § 12 
Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik für Bundes- 
zwecke vom 3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1314) durch die erhebenden Behörden an die für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zuständigen 
obersten Bundes- und Landesbehörden und die von 
diesen bestimmten Stellen ohne Nennung des Na- 
mens des Befragten ist zugelassen. 

§ 18 

Die Befugnis der Bundesregierung, Reditsverord- 
nungen nach § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Sta- 
tistik für Bundeszwecke zu erlassen, bleibt unbe- 
rührt. 

§ 19 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 20 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. Gleichzeitig tritt das Gesetz über 
Bodennutzungserhebung und Ernteberichterstattung 
vom 3. Dezember 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 895) 
außer Kraft. 
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Begründung 


I 

Allgemeines 

Die Bodennutzungserhebung und die Erntebericht- 
erstattung gehören zu den ältesten Agrarstatistiken 
und liefern wichtiges Grundlagenmaterial für die 
agrarpolitischen Maßnahmen des Bundes und der 
Länder. Sie beruhen zur Zeit auf dem Gesetz über 
Bodennutzung und Ernteberichterstattung vom 
3. Dezember 1958 (BGBl. I S. 895). Die Erfahrungen 
bei der Durchführung des Gesetzes machen es erfor- 
derlich, die Rechtsgrundlage für diese Statistik zu 
überarbeiten. Zugleich soll für die besondere Ernte- 
ermittlung, die seit 1948 auf Grund von Rechtsver- 
ordnungen mit höchstens dreijähriger Geltungs- 
dauer durchgeführt wird, eine Dauerregelung ge- 
schaffen werden. 

Im einzelnen sind folgende bedeutsamen Änderun- 
gen vorgesehen: 

Das Gesetz soll unmittelbar bestimmen, inwieweit 
die Einzelerhebungen der Bodennutzungserhebung 
allgemein oder repräsentativ durchzuführen und wie 
oft einzelne Erhebungen nachzuprüfen sind. Ein Teil 
der Erhebungen soll in den zu erfassenden Tatbe- 
ständen anders als bisher abgegrenzt werden, vor 
allem um bei der Bodennutzungsvorerhebung zuver- 
lässige Zahlen über die Betriebsgrößenstruktur zu 
gewinnen. Die Ernteberichterstattung soll verbessert 
und die Durchführung der nächsten allgemeinen 
Obstbaumzählung in diesem Gesetz geregelt werden. 

Die Notwendigkeit, anstelle der Ermächtigung in 
§ 10 Satz 3 des Gesetzes über Bodennutzungserhe- 
bung und Ernteberichterstattung im Gesetz unmittel- 
bar einen bestimmten Turnus für die allgemeinen 
Erhebungen festzulegen, ergibt sich aus den Erfah- 
rungen der Statistischen Ämter bei der Durchfüh- 
rung der repräsentativen Bodennutzungserhebun- 
gen seit 1956. Die derzeitige Unsicherheit in der 
Periodizität der allgemeinen Erhebungen erschwert 
die Arbeit in den Statistischen Ämtern vor allem 
dadurch, daß sie eine vorausplanende Arbeitsrege- 
lung und die rechtzeitige Bereitstellung der Mittel, 
insbesondere der Arbeitskräfte, verhindert. Auch 
methodische Gründe erfordern, wie auch die Sta- 
tistischen Ämter hervorheben, die Festlegung be- 
stimmter Zeitabstände für die allgemeinen Erhebun- 
gen. Aus den repräsentativen Erhebungen in den 
Zwischenjahren können nämlich nur dann zweck- 
mäßige Ergebnisse erwartet werden, wenn eine 
sichere Grundlage für die Schichtung und Hochrech- 
nung gegeben ist. Hinzu kommt, daß die von den 
Landwirtschaftsverwaltungen der Länder in gewis- 
sen Zeitabständen angeforderten Ergebnisse für die 
Kreise nur aus allgemeinen Erhebungen gewonnen 
werden können. 

Der Umfang der Änderungen läßt es zweckmäßig 
erscheinen, statt eines Änderungsgesetzes ein völlig 
neu gefaßtes Gesetz vorzusehen. 


II 

Im einzelnen 

§ 1 umreißt den Umfang des Gesetzes. Da die bis- 
herigen Sonderbestimmungen für Gartenbau und 
Weinbau entfallen (vgl. § 3 Abs. 3 und § 4 Abs. 3 
des Entwurfs), wurde der Begriff der Landwirtschaft 
entsprechend ausgedehnt. 

§ 2 führt die Einzelerhebungen der Bodennutzungs- 
erhebung auf. 

Nach § 3 soll in der Bodennutzungsvorerhebung 
künftig die Nutzung der Bodenflächen nach Haupt- 
nutzungsarten und Kulturarten erfaßt werden, um 
die landwirtschaftliche Nutzfläche der Betriebe 
ermitteln zu können. Diese wird vor allem 
benötigt, um jährlich die für die Agrarpolitik be- 
sonders wichtigen Veränderungen in der Betriebs- 
größenstruktur beobachten zu können. Dieser Er- 
weiterung des Fragenkatalogs steht eine entspre- 
chende Einsparung bei der Bodennutzungshaupt- 
erhebung (§ 4 ) gegenüber. Die vorgesehene Ände- 
rung in der zeitlichen Feststellung der Flächen be- 
deutet eine bessere Arbeitsverteilung und damit 
eine Entlastung für alle mit der Erhebung befaßten 
Stellen. 

Die Bodennutzungsvorerhebung soll in erster Linie 
sicherstellen, daß die Bodenflächen vollständig er- 
faßt werden. Dabei muß auch die Nutzung der Bo- 
denflächen erfaßt werden, um Ergebnisse über die 
landwirtschaftliche Nutzfläche und zugleich über die 
Betriebsgrößenstruktur zu gewinnen. Die Ergebnisse 
werden gleichzeitig für die Schichtung und Hoch- 
rechnung bei der Statistik der Arbeitskräfte benö- 
tigt. Diese sachlichen Anforderungen würden es bei 
repräsentativer Durchführung erforderlich machen, 
in zwei verschieden angelegten Stichproben jeweils 
bis zu 10% der Betriebe, insgesamt etwa 15 bis 
20 %, zu erfassen. Eine der Stichproben wäre auf die 
Feststellung der Nutzflächen, die andere auf die 
Feststellung der Betriebsgrößenstruktur auszurich- 
ten. Zur vollständigen Erfassung der Flächen müß- 
ten bei repräsentativer Durchführung außer den 
Stichprobenbetrieben auch die Betriebe, an die Flä- 
chen abgegeben oder von denen Flächen aufgenom- 
men wurden, in weiteren Zählereinsätzen herange- 
zogen werden. Hinzu käme, daß die nachfolgende 
allgemeine Bodennutzungsvorerhebung dann jedes- 
mal unter Neufeststellung der Besitzverhältnisse 
durchgeführt werden müßte; Veränderungsnach- 
weise würden nämlich zu zahlreichen Fehlern füh- 
ren und die gegenseitige Prüfung der Veränderun- 
gen stark erschweren, weil sie sich bei den bisheri- 
gen Stichprobenbetrieben nur bis zum Vorjahr, bei 
allen übrigen Betrieben aber bis zu der zuletzt 
durchgeführten Totalerhebung erstrecken müßten. 
Nach den Feststellungen der Statistischen Landes- 
ämter wäre der Aufwand an Arbeit und Kosten in 
den Gemeinden höher, wenn allgemeine und reprä- 
sentative Bodennutzungsvorerhebungen wechseln, 
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als wenn die Bodennutzungsvorerhebung nur allge- 
mein durchgeführt wird und lediglich die Verände- 
rungen gegenüber dem Vorjahr ermittelt werden. 
Diese Feststellung wurde seitens des Deutschen Ge- 
meindetages bestätigt. 

Daher sind für die Zukunft nur allgemeine Boden- 
nutzungsvorerhebungen vorgesehen, wobei alle 
sechs Jahre Neufeststellung an Hand der Kataster- 
unterlagen erforderlich sind, während in den übri- 
gen Jahren — in den Stadtstaaten nur im dritten 
Jahr nach einer Neufeststellung — lediglich die ein- 
getretenen Veränderungen erfaßt zu werden brau- 
chen. 

Die Feststellung der für den Markt erzeugenden Be- 
triebe, deren Abgrenzung sich nach einem Mindest- 
verkaufserlös je Jahr bestimmt, und die Feststellung 
der Hauptproduktionsrichtung sind notwendig, um 
die Stichprobenbetriebe für die repräsentative Ar- 
beitskräfteerhebung (Entwurf eines Gesetzes über 
eine Statistik der Arbeitskräfte in der Land- und 
Forstwirtschaft) laufend bezüglich der richtigen 
Repräsentation zu überprüfen und um richtige 
Grundzahlen für die Hochrechnung der Ergebnisse 
der Arbeitskräftestatistik zu erhalten. 

Die Vertriebenen und Flüchtlinge als Betriebsinha- 
ber wurden bereits mehrfach bei Bodennutzungs- 
erhebungen erfaßt. Auch für die Zukunft kann auf 
entsprechende Feststellungen noch nicht verzichtet 
werden, da sie dazu dienen, die besonders schwie- 
rige Eingliederung des Landvolks aus Ost- und Mit- 
teldeutschland sowie aus den übrigen Vertreibungs- 
gebieten zu beobachten. Die vorgesehene dreijähr- 
liche Feststellung der Vertriebenen und Flüchtlinge 
sowie der in der Nachkriegszeit zugezogenen „Deut- 
schen aus der Sowjetischen Besatzungszone oder 
dem Sowjetsektor von Berlin“, die keinen Bundes- 
vertriebenenausweis besitzen, macht besondere 
Rechts Verordnungen entbehrlich. 

Inhaber von Gesamtflächen des Erwerbsgartenbaus 
und Erwerbsweinbaus mit weniger als 0,5 ha brau- 
chen künftig im Rahmen der Bodennutzungsvorer- 
hebung nicht mehr befragt zu werden. Es genügt, 
wenn die Gemeinden diese Flächen angeben. 

Die Feststellungen über die Nutzung der Boden- 
flächen werden bei der Bodennutzungshaupterhe- 
bung (§ 4 ) auf Pflanzenarten und Pflanzengruppen 
eingeschränkt. Es entfällt die Befragung der Inha- 
ber von Flächen des Erwerbsgartenbaus und Er- 
werbsweinbaus mit weniger als 0,5 ha. 

Für die Bodennutzungshaupterhebung — wie auch 
für die Bodennutzungsnacherhebung (§ 5) — ist ein 
dreijähriger Turnus der Totalerhebungen vorgese- 
hen. Für die Stadtstaaten und die Großstädte sollen 
Ausnahmeregelungen gelten. Es erschien nicht ver- 
tretbar, diese Länder und Städte von den repräsen- 
tativen Erhebungen zu befreien. Zur Entlastung der 
Stadtverwaltungen in den Großstädten ist jedoch 
bei der Durchführung der repräsentativen Boden- 
nutzungshaupterhebung und der anderen repräsen- 
tativen Erhebungen vorgesehen, daß die Erhebungs- 
papiere vom Statistischen Landesamt unmittelbar 
an die auskunftspflichtigen Betriebe versandt wer- 
den. 


Bei der Gemüsevorerhebung (§ 6) genügen in allen 
Jahren repräsentative Erhebungen. 

Bei der Gemüsehaupterhebung (§ 7 ) ist ein dreijährig 
ger Turnus der allgemeinen Erhebungen vorgese* 
hen. Nur bei diesen Erhebungen soll der Anbau 
von Zierpflanzen ermittelt werden. Die Heil- und 
Gewürzpflanzenerhebung fällt als Einzelerhebung 
weg, da die Anbauflächen auch im Rahmen der 
Gemüsehaupterhebung festgestellt werden können. 

Bei der Baumschulerhebung (§ 8) können zuverläs- 
sige Ergebnisse wegen der geringen Zahl der Baum- 
schulen und ihrer ungleichmäßigen gebietlichen 
Verteilung nur aus allgemeinen Erhebungen gewon- 
nen werden. Die vorgesehene Ermittlung der Baum- 
schulflächen der Betriebe erhöht wesentlich den Er- 
kenntniswert der Ergebnisse. 

Die Obstbaumzählung (§ 9 ) gehört seit je zu dem 
Erhebungsprogramm der Agrarstatistik. Ihre Ergeb- 
nisse geben einen Überblick über die Anbauent- 
wicklung bei den einzelnen Obstarten und werden 
auch für Förderungsmaßnahmen im Obstbau sowie 
für die Berechnung der jährlichen Obsternten benö- 
tigt. Die Genauigkeit der Obsterntestatistik hängt 
in hohem Maße von der Richtigkeit der Zahlen über 
die Obstbäume ab, da die Ernten der einzelnen 
Obstarten aus der Zahl der ertragfähigen Bäume 
und den Durchschnittserträgen je Baum errechnet 
werden. 

Allgemeine Zählungen sind von Zeit zu Zeit not- 
wendig, um Bestandszahlen der Obstbäume in regio- 
naler Untergliederung zu gewinnen. Sie dienen 
außerdem als Basis für die Durchführung repräsen- 
tativer Zählungen. 

Die letzte allgemeine Zählung der Obstbäume und 
Beerensträucher im Bundesgebiet fand 1951, die 
letzte repräsentative Obstbaumzählung 1958 statt. 
Seitdem sind starke Veränderungen eingetreten, 
insbesondere durch die vom Staat geförderte Ro- 
dung unwirtschaftlicher Obstbäume, durch Frost- 
einwirkung .sowie durch Neuanpflanzungen, bei 
denen anstelle von Hochstämmen mehr und mehr 
Niederstämme mit anderen Ertragsverhältnissen ge- 
treten sind. 

Die nächste allgemeine Obstbaumzählung ist für 
1965 vorgesehen. Beerensträucher sollen zur Kosten- 
ersparnis nicht einbezogen werden. 

Repräsentative Nachprüf ungen der Bodennutzungs- 
vor- und -haupterhebung (§ 10 ) sind bisher auf 
Grund besonderer Rechtsverordnungen, zuletzt in 
den Jahren 1957 und 1960, durchgeführt worden. Be- 
stimmungen über die Nachprüfungen konnten sei- 
nerzeit noch nicht in das Gesetz aufgenommen wer- 
den, weil zunächst an Hand der praktischen Erfah- 
rungen zu klären war, ob es notwendig ist, allge- 
meine und repräsentative Erhebungen im Wechsel 
nachzuprüfen. Wie sich ergab, können die Boden- 
nutzungsvor- und -haupterhebungen ohne Rück- 
sicht darauf nachgeprüft werden, ob es allgemeine 
oder repräsentative Erhebungen sind. Deshalb wird 
vorgesehen, diese Erhebungen alle drei Jahre nach 
der bisherigen Methode nachzuprüfen. Zur Siche- 
rung der Ergebnisse muß jedoch anstelle des bis- 
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hörigen starren Auswahlsatzes von höchstens 3000 
Betrieben die Zahl der Stichproben an die Gesamt- 
zahl der jeweils vorhandenen Betriebe gebunden 
werden. Sie wird deshalb auf höchstens 0,3 % der 
in Frage kommenden Betriebe festgelegt; das sind 
nach dem Stand von 1960 etwa 5000 Betriebe. Die 
Stadtstaaten werden von der Nachprüfung ausge- 
nommen. 

§11 soll sicherstellen, daß außer den zahlenmäßig 
zu erfassenden Tatbeständen auch notwendige An- 
gaben über die Betriebsmerkmale erfragt werden 
können. 

§ 12 ermöglicht im Interesse der Rationalisierung 
die zeitliche Anpassung der Erhebungen nach die- 
sem Gesetz an Anforderungen der EWG. 

Die Ernteberichterstattung (§ 14 ) beruht im wesent- 
lichen auf Schätzungen von Sachverständigen. Es 
werden die durchschnittlichen Hektarerträge der 
einzelnen Pflanzenarten für einen aus mehreren 
Gemeinden bestehenden Berichtsbezirk geschätzt. 
Diese Schätzungen sind sehr schwierig und führten 
deshalb oft zu unbefriedigenden Ergebnissen. Um 
die Berichterstattung zu verbessern, sollen reprä- 
sentative Feststellungen der Erträge mehrerer land- 
wirtschaftlicher Fruchtarten, Gemüsearten und Obst- 
arten sowie der Erträge an Weinmost durchgeführt 
werden. Hierbei werden durch ehrenamtliche Be- 
richterstatter Gewichtsermittlungen oder andere 
objektive Messungen vorgenommen. 

Bei den Fruchtarten, für welche die Erträge auf diese 
Weise ermittelt werden, können die endgültigen Er- 
tragsschätzungen entfallen, sobald auf diese Weise 
für das Bundesgebiet vollständige und zuverlässige 
Ergebnisse vorliegen. Dagegen müssen die üblichen 
Vorschätzungen über die zu erwartenden Ernten 
durchgeführt werden. Sie sind besonders wichtig, 
weil sie bereits vor Beginn der Ernte einen Über- 
blick über die Ernteerwartungen geben und dadurch 
notfalls besondere Maßnahmen ermöglichen. Die 


Erntevorschätzungen für bestimmte Getreidearten 
und Spätkartoffeln werden außerdem gebraucht, um 
eine Unter- oder Überschätzung der Hektarerträge 
durch die Berichterstatter festzustellen und hiernach 
die Zahlen der nicht in die besonderen Ernteermitt- 
lungen einbezogenen Getreidearten und Frühkartof- 
feln berichtigen zu können. 

Um für einzelne besonders wichtige Fruchtarten 
sichere Erntezahlen zu erhalten, soll jährlich die 
besondere Ernteermittlung durchgeführt werden 
(§ 15 ). Solche Ermittlungen, die auf objektiven 
Erntemessungen beruhen, sind seit 1948 für Winter- 
roggen, Winterweizen und Spätkartoffeln, seit 1953 
in einzelnen Ländern auch für Sommergerste durch- 
geführt worden und haben sich gut bewährt. Sie 
sollen wie bisher auf höchstens 12 000 Feldern 
durchgeführt werden. 

§ 16 gibt die Möglichkeit, die für die Erhebungen 
in Betracht kommenden Grundstücke zu betreten, 
um zuverlässige Ergebnisse zu erhalten. 

§ 17 knüpft an § 12 Abs. 2 StatGes an. Bei der Wei- 
terleitung an die von den obersten Bundes- und 
Landesbehörden bestimmten Stellen ist an die Be- 
dürfnisse der Verwaltung und Forschung gedacht. 
Im Interesse des Auskunftspflichtigen darf sein 
Name aus den weitergeleiteten Unterlagen nicht er- 
sichtlich sein. 

§ 18 soll — wie bisher § 14 des Gesetzes über Bo- 
dennutzungserhebung und Ernteberichterstattung — 
klarstellen, daß die Bundesregierung neben den Er- 
hebungen nach diesem Gesetz berechtigt ist, ergän- 
zende Erhebungen durch Rechtsverordnung nach 
§ 6 Abs. 2 StatGes anzuordnen. 

* 

Die voraussichtlichen Kosten der einzelnen Erhe- 
bungen und die für die nächsten Jahre zu erwarten- 
den Gesamtkosten sind in folgenden vom Statisti- 
schen Bundesamt zusammengestellten Übersichten 
angegeben: 
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A. Voraussichtliche Kosten der einzelnen Bodennutzungs- und Ernteerhebungen 

nach dem Stand der Gehälter und Preise vom Januar 1963 
in 1000 DM 



Erhebung 

Statistische 

Landesämter 

Statistisches 

Bundesamt 


Insgesamt 



Durchführung 

Perso- 

nelle 

Kosten 

Säch- 

liche 

Kosten 

zu- 

sammen 

Perso- 

nelle 

Kosten 

Säch- 
liche | 

Kosten j 

zu- 

sammen 

Perso- 

nelle 

Kosten 

Säch- ! 
liehe 
Kosten 

Gesamt- 

Kosten 

1. 

Bodennutzungs- 
vorerhebung 
a) Neufeststellung, 
total *) 

758 

104 

862 

24 

6 

30 

' 

782 

110 

892 


b) Veränderungen, 

total *) 

653 

75 

728 

24 

6 

30 

677 

81 

758 


c) Veränderungen, 

total 8 ) 

544 

66 

610 

24 

6 

30 

568 

72 

640 

2. 

Bodennutzungs- 
haupterhebung 
a) total 

390 

65 

455 

64 

16 

80 

454 

81 

535 


b) repräsentativ 

335 

44 

379 

77 

19 

96 

412 

63 

475 

3. 

Bodennutzungs- 

nacherhebung 

a) total 

63 

9 

72 

10 

3 

13 

73 

12 

85 


b) repräsentativ 

103 

9 

112 

13 

3 

16 

116 

12 

128 

4. 

Gemüsevorerhebung 
repräsentativ 

71 

10 

81 

13 

3 

16 

84 

13 

97 

5. 

Gemüsehaupt erhebung 3 ) 
a) total 4 ) 

124 

22 

146 

16 

4 

20 

140 

26 

166 


b) repräsentativ 5 ) 

95 

23 

118 

19 

5 

24 

114 

28 

142 

6. 

Baumschulerhebung 
total 

37 

4 

41 

14 

3 

17 

51 

7 

58 

7. 

Bodennutzungs- 

nachprüfung 

repräsentativ 

50 

25 

75 

19 

5 

24 

69 

30 

99 

8. 

Obstbaumzählung 0 ) 
total im Erhebungsjahr 

225 

1705 

1 930 

35 

8 

43 

260 

1 713 

1 973 


im folgenden Jahr 

225 

38 

263 

75 

25 

100 

300 

63 

363 


zusammen . . . 

450 

1743 

2 193 

110 

33 

143 

560 

1 776 

2 336 


darunter für Zähler 7 ) 

— 

1 593 

1593 

— 

— 

— 

— 

1593 

1 593 

9. 

Ernteberichterstattung 
a) Landwirtschaftliche 
Feldfrüchte und 
Grünland 

348 

289 

637 

114 

29 

143 

462 

318 

780 


b) Gemüse und Erd- 
beeren 

190 

107 

297 

50 

13 

63 

240 

120 

360 


c) Obst 

236 

258 

494 

45 

11 

56 

281 

269 

550 


d) Wein 

69 

41 

110 

14 

3 

17 

83 

44 

127 


zusammen . . . 

843 

695 

1 538 

223 

56 

279 

1066 

751 

1 817 


darunter für 
Berichterstatter 8 ) ... 


482 

482 



___ 


482 

482 


Repräsentative 

Ertrags- 

feststellungen 9 ) . . 

156 

87 

243 

29 

7 

36 

185 

94 

279 

10. 

Besondere 

Ernteermittlungen 10 ) ... 

145 

220 

365 

16 

4 

20 

161 

224 

385 


Anmerkungen siehe nebenstehende Seite unten 
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B. Voraussichtliche Gesamtkosten der Bodennutzungs- und Ernteerhebungen 

nach dem Stand der Gehälter und Preise vom Januar 1963 
in 1000 DM 


Jahr 

Statistische 

Landesämter 

Statistisches 

Bundesamt 

Insgesamt 

Erhebungen 

(Lfd. Nr. nach Tabelle A) 

Perso- 

nelle 

Kosten 

Säch- 

liche 

Kosten 

zu- 

sammen 

Perso- 

nelle 

Kosten 

Säch- 

liche 

Kosten 

zu- 

sammen 

Perso- 

nelle 

Kosten 

Säch- 

liche 

Kosten 

Gesamt- 

Kosten 

1964 

1 a, 2 a, 3 a, 4, 5 b, 6, 7, — , i 
9, 10 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 

2 397 

1 118 

3 515 

396 

99 

495 

2 793 

1 217 

4 010 

1965 1 

1 c, 2 b, 3 b, 4, 5 a, 6, — , 8, 
9, 10 

2 353 

2 734 

5 087 

419 

103 

522 

2 772 

2 837 

5 609 

1966 

1 c, 2b r 3 b, 4, 5 b, 6, — , 8, 
9, 10 

2 343 

1 072 

3 415 

j 

468 

122 

590 

2811 

1 194 

4 005 

1967 

1 b, 2 a, 3 a, 4, 5 b, 6, 7, — , 
9, 10 

2 347 

1 126 

3 473 

402 

101 

503 

2 749 

1 227 

3 976 

1968 

1 c, 2 b, 3 b, 4, 5 a, 6, — , 
— 9, 10 

2 202 

1 070 

3 272 

396 

98 

494 

2 598 

1 168 

3 766 

1969 

1 c, 2 b, 3 b, 4, 5 b, 6, — f 
— , 9, 10 

2 173 

1 071 

3 244 

399 

99 

498 

2 572 

1 170 

3 742 


Darunter für repräsentative Ertragsfeststellungen 


1965 

82 

46 

128 

17 

4 

21 

99 

50 

149 

1964 und 1966 

101 

50 

151 

23 

5 

28 

124 

55 

179 

1967 bis 1969 

156 

87 

243 

29 

7 

36 

185 

94 

279 


1 ) mit Auszählung der Betriebe und LN-Flächen nach Betriebsgrößenklassen 

2 ) lediglich mit Auszählung der Betriebe nach Belriebsgrößenklassen 

3 ) mit Heil- und Gewürzpflanzen 

4 ) mit Zierpflanzen 

5 ) ohne Zierpflanzen 

6 ) ohne Beerensträucher 

7 ) Vergütungen für die Zähler im Erhebungsjahr 

8 ) Aufwandsentschädigungen für die lfd. Schätzungen der Berichterstatter 

9 ) für je 2 Feldfrucht-, Gemüse- und Obstarten sowie Weinmost, zusammen 7 Arten, berechnet einschließlich der dazu- 
gehörigen Entschädigungen für die Berichterstatter 

10 ) Landesämter und Länderministerien zusammen, nach Angaben des BML 
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Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 1 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

j 

Begründung 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundes- 
rates, weil es, u. a. in § 17 Bestimmungen ent- 
hält, die das Verwaltungsverfahren von Landes- 
behörden im Sinne des Artikels 84 Abs. 1 GG 
regeln. 

2. Zu § 2 

In Nr. 5 sind die Worte „ , Zierpflanzen sowie 
Heil- und Gewürzpflanzen" durch die Worte 
„und Zierpflanzen" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Erfassung der Heil- und Gewürzpflanzen ist 
marktpolitisch ohne Interesse, weil diese Pflan- 
zen durchweg auf Grund fester Verträge mit 
industriellen Betrieben angebaut werden. j 

i 

3. Zu § 3 

a) In Absatz 1 sind die Worte „und ob der 
Betriebsinhaber Vertriebener, Sowjetzonen- 
flüchtling oder Deutscher aus der sowjeti- 
schen Besatzungszone oder aus dem Sowjet- 
sektor von Berlin ist. Bei einer Betriebs- 
inhaberin, die nicht unter diese Personen- 
gruppen fällt, wird auch ermittelt, ob ihr 
Ehemann hierzu gehört" zu streichen. 

Begründung 

Die Feststellungen über die Vertriebenen- 
und Flüchtlingseigenschaft des Betriebs- 
inhabers oder des Ehemanns der Betriebs- 
inhaberin vermitteln keine Ergebnisse, die 
für die Bodennutzungserhebung von Bedeu- 
tung sind. Es ist insbesondere auch aus 
nationalpolitischen Gründen nicht ersichtlich, 
welchen Wert diese Feststellungen im Jahre 
1970 und noch später haben. Die Zahl der 
Vertriebenen und der Flüchtlinge ist be- 
kannt. 

b) In Absatz 2 Satz 3 sind nach den Worten 
„Bremen und Hamburg" die Worte „sowie 
in Städten mit mehr als 100 000 Einwohnern" 
einzufügen. 

Begründung ! 

Ebenso wie bei der Bodennutzungshaupt- | 
erhebung sind auch bei der Bodennutzungs- | 


Vorerhebung die Städte mit mehr als 100 000 
Einwohnern den Ländern Berlin, Bremen und 
Hamburg gleichzustellen. Auch bei der 
Bodennutzungsvorerhebung sind die Ergeb- 
nisse der übrigen Großstädte ebenso wie bei 
der Bodennutzungshaupterhebung entbehr- 
lich. Das ergibt sich insbesondere daraus, daß 
beispielsweise die Stadt Hamburg 3849 land- 
wirtschaftliche Betriebe aufweist, dagegen 
die Stadt Köln nur 412, die Stadt Hannover 
nur 282 und die Stadt Duisburg nur 163 land- 
wirtschaftliche Betriebe. 

c) In Absatz 3 Nr. 1 sind die Worte „ab 0,5 Hek- 
tar" durch die Worte „ab 1 Hektar" zu er- 
setzen. 

Begründung 

Bei der vorgeschlagenen Heraufsetzung der 
Befragungsgrenze der Betriebe von 0,5 auf 
1 Hektar dürfte das Gesamtergebnis nur un- 
wesentlich beeinflußt werden. 


4. Zu §4 

a) Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Die Erhebung wird im Jahre 1964 all- 
gemein und in den übrigen Jahren repräsen- 
tativ mit einem Auswahlsatz von höchstens 
10% der Auskunftspflichtigen im Bundes- 
durchschnitt durchgeführt. Der Bundesmini- 
ster für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten kann, soweit dies zur Erzielung der 
benötigten Ergebnisse geboten ist, durch 
Rechtsverordnung, die der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, bestimmen, daß die Er- 
hebung allgemein durchgeführt wird." 

Begründung 

Entsprechend der bisherigen Regelung (§ 4 in 
Verbindung mit § 10 des Gesetzes vom 3. De- 
zember 1958) sollte im Gesetz bestimmt wer- 
den, daß die Erhebungen grundsätzlich nur 
repräsentativ durchgeführt werden. Soweit 
es zur Erzielung der benötigten Ergebnisse 
geboten ist, kann durch Rechtsverordnung 
eine allgemeine Erhebung angeordnet wer- 
den. 

Die vorgeschlagene elastische Regelung ver- 
meidet, entsprechend der bisherigen Übung, 
schematische Festlegungen für eine noch nicht 
völlig absehbare Entwicklung. Dies erscheint 
insbesondere im Hinblick auf die noch nicht 
bekannten Anforderungen der EWG geboten 
(vgl. § 12 des Gesetzentwurfs). 
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b) In Absatz 2 ist folgender Satz anzufügen: j 

„In den Ländern Baden-Württemberg, Bayern j 
und Rheinland-Pfalz wird der Anbau von 
Hopfen jährlich allgemein erhoben." 

j 

Begründung j 

Die Ermittlung der Anbaufläche bei Hopfen j 
erfolgte bisher aufgrund der §§ 1 bis 4 der I 
Verordnung zur Regelung des Hopfenanbaus j 
vom 13. April 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 92). | 
In dieser Verordnung sind gleichzeitig Vor- ' 
schritten über die Festsetzung und Verteilung ! 
der Hopfenanbaufläche enthalten. Nachdem j 
ein höchstrichterliches Urteil zu diesen Vor- j 
Schriften vorliegt, ist zweifelhaft geworden, 
ob die Verordnung auch als Rechtsgrundlage I 
für eine statistische Erhebung noch ausreicht, i 
Es erscheint daher angezeigt, die Hopfen- i 
anbaufläche im Zusammenhang mit der Bo- j 
dennutzungserhebung künftig allgemein zu ! 
erheben. 


5. Zu § 7 

a) In Absatz 1 Satz 1 sind die Worte „Gemüse, 
Erdbeeren, Heil- und Gewürzpflanzen" durch ; 
die Worte „Gemüse und Erdbeeren" zu er- j 
setzen. 

Begründung ! 

Folge des Änderungsvorschlages zu § 2 Nr. 5. 1 

I 

b) Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: j 

„(2) Die Erhebung wird im Jahre 1965 all- j 
gemein und in den übrigen Jahren repräsen- 
tativ mit einem Auswahlsatz von höchstens 
20 % der Gemeinden im Bundesdurchschnitt 
durchgeführt. Der Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten kann, so- 
weit dies zur Erzielung der benötigten Ergeb- 
nisse geboten ist, durch Rechtsverordnung, 
die der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 
bestimmen, daß die Erhebung allgemein 
durchgeführt wird." 

Begründung 

Entsprechend der bisherigen Regelung (§ 7 
in Verbindung mit § 10 des Gesetzes vom 
3. Dezember 1958) sollte im Gesetz bestimmt 
werden, daß die Erhebungen grundsätzlich 
nur repräsentativ durchgeführt werden. Auch 
im Hinblick auf den bei den Repräsentativ- 
erhebungen vorgesehenen hohen Auswahl- 
satz von 20 °/o erscheinen Totalerhebungen 
im allgemeinen nicht erforderlich. Im übrigen 
wird auf die Begründung zu dem Änderungs- I 
Vorschlag zu § 4 Abs. 2 hingewiesen. 

c) In Absatz 3 sind die Worte „ , Zierpflanzen 
oder Heil- oder Gewürzpflanzen" durch die 
Worte „oder Zierpflanzen" zu ersetzen. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlages zu § 2 Nr. 5. j 


6 . Zu § 8 

a) Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Bei der Baumschulerhebung werden 
in der Zeit von Juli bis August alle drei 
Jahre, beginnend 1965, erfaßt 

die Baumschulfläche sowie 

die Bestände an Obst- und Ziergehölzen 
nach Art, Zahl und Anzuchtmerkmalen." 

Begründung 

Bei dem naturbedingten langsamen Wachs- 
tum wird eine jährliche Erfassung nicht für 
notwendig gehalten. 

b) In Absatz 1 sind nach den Worten „Obst- und 
Ziergehölzen" die Worte „sowie an Forst- 
pflanzen" einzufügen. 

Begründung 
Notwendige Ergänzung. 

7. Zu § 9 

Absatz 1 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Bei der Obstbaumzählung werden in der Zeit 
von September bis Oktober 1965 die Obstbäume 
auf dauerndem Standort, soweit sie nicht in 
Haus- und Schrebergärten oder an Straßen 
stehen, an Ort und Stelle gezählt." 

Begründung 

Für statistische Zwecke erscheint es ausreichend, 
die Zählung auf diejenigen Obstbäume zu be- 
schränken, die zu Erwerbszwecken angebaut 
werden. 

8 . Zu § 10 

a) In Absatz 2 Satz 2 ist der Prozentsatz „0,3" 
durch den Prozentsatz „0,2" zu ersetzen. 

Begründung 

Der vorgeschlagene Prozentsatz dürfte für 
eine repräsentative Nachprüfung ausreichen. 

b) In Absatz 2 Satz 3 sind nach dem Wort 
„Hamburg" die Worte „sowie in Städten mit 
mehr als 100 000 Einwohnern" einzufügen. 

Begründung 

Der Aussagewert der Statistik wird durch die 
Herausnahme der Großstädte nicht wesent- 
lich berührt. Die gewünschte Gleichstellung 
der Großstädte mit den Stadtstaaten ist ge- 
rechtfertigt. 

9. Zu § 1 1 

In § 1 1 ist das Wort „Befragten" durch das Wort 
„Betriebe" zu ersetzen. 
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Begründung 

Es ist richtiger, in Verbindung mit der statisti- 
schen Zuordnung das Wort „Betriebe" statt „Be- 
fragten" zu verwenden. 


10. Zu § 15 

In Absatz 1 Satz 1 sind nach dem Wort „Ham- 
burg" die Worte „sowie in Städten mit mehr als 
100 000 Einwohnern" einzufügen. 

Begründung 

Vergleiche die Begründung zur Änderung des 
§ 10 Abs. 2 Satz 3. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung ist mit den Änderungsvorschlä- ‘ 
gen zu 2., 3. b), 4. b), 5. a) und c), 6. und 8. bis 10. i 
einverstanden, ohne sich allerdings den Ausführun- ; 
gen der Begründungen in allen Punkten anzuschlie- | 
ßen. Sie widerspricht jedoch den Vorschlägen zu 1., j 
3. a) und c), 4. a), 5. b) und 7. 


Das Gesetz bedarf nicht der Zustimmung des Bun- t 
desrates, da es keine Bestimmungen über das Ver- j 
waltungsverfahren von Landesbehörden im Sinne 
von Artikel 84 Abs. 1 GG enthält. Insbesondere der 
in der Begründung des Bundesrates angeführte § 17 
regelt nicht das Verwaltungs verfahren von Landes- 
behörden, sondern gewährt materiell das Recht zur 
Weiterleitung von Einzelangaben. i 


Zu 3. a) 

Nach § 97 Abs. 1 des Bundesvertriebenengesetzes 
i. d. F. vom 23. Oktober 1961 (BGBL I S. 1882) haben 
Bund und Länder die auf dem Gebiete des Vertrie- 
benen- und Flüchtlingswesens erforderlichen statisti- 
schen Arbeiten durchzuführen, insbesondere ihre 
Statistiken so auszugestalten, daß die Unterlagen für 
die Durchführung der zur Eingliederung der Ver- 
triebenen und Sowjetzonenflüchtlinge erlassenen 
Vorschriften zur Verfügung gestellt werden können. 
Die Feststellung der Vertriebenen- und Flüchtlings- 
eigenschaft ist erforderlich, um die großen Aufwen- 
dungen des Bundes und der Länder für die beson- 
ders schwierige Eingliederung auf dem Gebiet der 
Landwirtschaft — allein für 1964, das erste Jahr des 
zweiten Fünfjahresplanes, sind für diesen Zweck : 
700 Mill. DM vorgesehen — zweckentsprechend zu , 
steuern. Die — langjähriger Übung entsprechende — 
Verbindung mit der Bodennutzungserhebung ist zur 1 
Kostenersparnis geboten. 


Zu 3. c) i 

Bei der vorgeschlagenen Heraufsetzung der Befra- 
gungsgrenzc von 0,5 auf 1 ha Gesamtfläche würden j 
etwa 250 000 Betriebe aus der Beobachtung ausschei- ; 
den. Für diese Betriebe könnte die Bodennutzungs- ; 
vorerhebung ihre wichtige Aufgabe, Aufschluß über 1 
die Entwicklung der Betriebsgrößenstruktur zu j 
geben, nicht mehr erfüllen. Gerade bei den Kleinst- : 
betrieben sind aber die Veränderungen in der Zahl 
der Betriebe sehr groß. Die Ergebnisse der Entwick- * 
lung sind für die Strukturpolitik der Bundesregie- | 
rung, insbesondere für die Grünen Pläne, sehr wich- 
tig. ; 


Auch eine weitere Aufgabe könnte die Bodennut- 
zungsvorerhebung dann weniger gut erfüllen: Ihre 
Ergebnisse sollen bei der vorgesehenen Arbeits- 
kräfteerhebung als Grundlage für die Auswahl der 
Stichprobenbetriebe, zur Hochrechnung der Ergeb- 
nisse und zur Schätzung der Zahlen in den erhe- 
bungsfreien Jahren dienen. 

Da die Gemeinden nach § 3 Abs. 3 Nr. 2 die nicht 
von den Inhabern erfragten Flächen nach Hauptnut- 
zungsarten und Kulturarten aufgegliedert angeben 
müssen, führt der Vorschlag des Bundesrates außer- 
dem zu einer Erhöhung des Arbeitsaufwandes in 
den Gemeinden und zu weniger zuverlässigen Er- 
gebnissen. 

Zu 4. a) und 5. b) 

Die Notwendigkeit, anstelle der Ermächtigung in 
§ 10 Satz 3 des geltenden Gesetzes über Bodennut- 
zungserhebung und Ernteberichterstattung im Gesetz 
unmittelbar einen bestimmten Turnus für die all- 
gemeinen Erhebungen festzulegen, war einer der 
Hauptgründe für das Einbringen des vorliegenden 
Entwurfs. Sie ergibt sich aus den Erfahrungen bei 
der Durchführung der bisherigen repräsentativen 
Erhebungen. Die derzeitige Unsicherheit in der 
Periodizität der allgemeinen Erhebungen erschwert 
die Arbeit in den Statistischen Ämtern, und zwar vor 
allem dadurch, daß sie eine vorausplanende Arbeits- 
regelung und die rechtzeitige Bereitstellung der 
Mittel, insbesondere der Arbeitskräfte, unmöglich 
macht. Auch methodische Gründe erfordern die Fest- 
legung bestimmter Zeitabstände für die allgemeinen 
Erhebungen; denn aus den repräsentativen Erhe- 
bungen der Zwischenjahre können nur dann zuver- 
lässige Ergebnisse erwartet werden, wenn eine siche- 
re Grundlage für die Schichtung und Hochrechnung 
gegeben ist. 

Die Bundesregierung hat als Turnus drei Jahre vor- 
gesehen, weil die Landwirtschaftsverwaltungen der 
Länder in dreijährigen Abständen Ergebnisse für 
die Kreise gefordert haben. Bei der Gemüsehaupt- 
erhebung ist der feste dreijährige Turnus für die 
allgemeine Erhebung wegen der Vielzahl der zu er- 
fassenden Gemüsearten besonders wichtig. 

Zu 7. 

Die Obstbäume in Haus- und Schrebergärten und 
an Straßen machen etwa 50 % aller Obstbäume aus. 
Dementsprechend würde die Obsterntestatistik bei 
Herausnahme dieser Obstbäume nur noch etwa die 
Hälfte der Gesamterzeugung ausweisen. Damit 
wären Berechnungen über den Obstverbrauch nicht 
mehr möglich, es könnten nicht die von der Kommis- 
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sion der EWG benötigten Zahlen über die gesamte 
Obsternte geliefert werden, und es würde — auch 
für internationale Vergleiche — ein unzutreffendes 
Bild über die Lage auf dem inländischen Obstmarkt 
entstehen. Entgegen der Begründung des Bundes- 
rates beschränkt sich die Statistik bei Herausnahme 
der genannten Standorte nicht auf den Erwerbsobst- 
bau. Denn einerseits dient der Anbau auf Plantagen, 
Ackerland, Wiesen und Weiden nur zu etwa 35 % 


dem Erwerbsobstbau; andererseits gelangen — be- 
sonders in guten Erntejahren — große Obstmengen 
aus Haus- und Schrebergärten auf den Markt. 

Die einmalige Zählung der Obstbäume in Haus- und 
Schrebergärten würde zudem die Möglichkeit geben, 
bei späteren repräsentativen Erhebungen diese 
Standortgruppe mit nur geringem Kostenaufwand 
einzubeziehen. 
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